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Beschlussvorschlag: 
 

Satzung 
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen in der  Stadt Ochtrup 

 
 
Der Rat der Stadt Ochtrup hat in seiner Sitzung am aufgrund § 7 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994, 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 09.04.2013 (GV.NRW.S.194) und des 
§ 132 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I 2004 S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.07.2011 (BGBl. 
I 2011 S. 1509), folgende Satzung beschlossen: 

 
 

§ 1 
Erhebung von Erschließungsbeiträgen 

 
Erschließungsbeiträge werden nach den Bestimmungen des BauGB und dieser Satzung 
erhoben. 
 
 

§2 
Art und Umfang der Erschließungsanlagen 

 
(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für: 
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1. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen, 

ausgenommen solche in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie in Son-
dergebieten mit der Nutzungsart: Einkaufszentren, großflächige Handelsbetrie-
be, Messe-, Ausstellungs-, Kongress- und Hafengebiet, an denen eine Bebau-
ung zulässig ist, 

 
a) bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 12 m, wenn sie beidseitig 

und mit einer Breite bis zu 9 m, wenn sie einseitig anbaubar sind, 
b) mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 15 m, wenn sie beidsei-

tig und mit einer Breite bis zu 12 m, wenn sie einseitig anbaubar sind, 
c) mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 18 m, wenn sie beid-

seitig und mit einer Breite bis zu 13 m, wenn sie einseitig anbaubar sind, 
 

2. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von Grundstücken dienen in 
Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten sowie in Sondergebieten mit der Nut-
zungsart Einkaufszentren, großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, 
Kongress- und Hafengebiet, mit einer Breite bis zu 18 m, wenn eine Bebauung 
oder gewerbliche Nutzung beidseitig zulässig ist und mit einer Breite bis zu 13 
m, wenn eine Bebauung oder gewerbliche Nutzung einseitig zulässig ist. 

 
3. mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen (z. B. Fußwege, Wohn-

wege) mit einer Breite bis zu 5 m, 
 
4. Sammelstraßen mit einer Breite bis zu 18 m, 
 
5. Parkflächen, 

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nm. 1,2 und 4 sind, bis zu ei-
ner weiteren Breite von 6 m, 

b) die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nr. 1, 2 und 4, aber nach 
städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschlie-
ßung notwendig sind (selbständige Parkflächen), bis zu 15 % der Flächen 
der erschlossenen Grundstücke, 

 
6. Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, 

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nm. 1 bis 4 sind, bis zu einer 
weiteren Breite von 6 m, 

b) die nicht Bestandteil von Verkehrsanlagen, aber nach städtebaulichen 
Grundsätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig 
sind (selbständige Grünanlagen), bis zu 15 % der Flächen der erschlosse-
nen Grundstücke. 

 
(2) Endet eine Verkehrsanlage mit einem Wendeplatz, so vergrößern sich die in Abs. 1 

Nm. 1,2 und 4 angegebenen Maße um die Hälfte, mindestens aber um 8 m. 
 
(3) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbreiten, so gilt für die gesamte Ver-

kehrsanlage die größte Breite. 
 
(4) Die in Abs. 1 Nr. 1 bis 4 genannten Breiten sind Durchschnittsbreiten. 
 
 

§ 3 
Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwand s 

 
Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 
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§ 4 
Zusammenfassung und Bildung von Abschnitten von Ers chließungsanlagen 

 
Der beitragsfähige Aufwand kann 
 
a) für die einzelne Erschließungsanlage 
b) für bestimmte Abschnitte einer Erschließungsanlage oder  
c) für mehrere Erschließungsanlagen, die für die Erschließung der Grundstücke eine 

Einheit bilden, insgesamt ermittelt werden. 
 
 

§5 
Anteil der Gemeinde am beitragsfähigen Erschließung saufwand 

 
Die Gemeinde trägt 10 v. H. des beitragsfähigen Erschließungsaufwands. 
 
 

§6 
Verteilung des umlagefähigen Erschließungsaufwands 

 
(1) Der nach §§ 2 und 3 ermittelte und gemäß § 4 reduzierte beitragsfällige Erschlie-

ßungsaufwand wird auf die erschlossenen Grundstücke (Abrechnungsgebiet) nach 
deren Flächen verteilt. Dabei wird die unterschiedliche Nutzung der erschlossenen 
Grundstücke nach Art und Maß berücksichtigt. 

 
(2) Als Grundstücksfläche i. S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken innerhalb des Geltungs-

bereiches eines Bebauungsplanes die Fläche, die baulich, gewerblich oder in ver-
gleichbarer Weise genutzt werden kann. 

 
(3) Als Grundstücksfläche i. S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken außerhalb des Gel-

tungsbereiches eines Bebauungsplanes und bei Grundstücken, für die ein Bebau-
ungsplan eine bauliche, gewerbliche oder eine vergleichbare Nutzung nicht festsetzt, 
 
a) soweit sie an die Erschließungsanlage angrenzen, die Flächen zwischen der 

gemeinsamen Grenze der Grundstücke mit der Erschließungsanlage und einer 
im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Linie. Grundstücksteile, die lediglich 
die wegmäßige Verbindung zur Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der 
Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt, 

b) soweit sie nicht angrenzen, die Fläche zwischen der Grundstücksgrenze, die der 
Erschließungsanlage zugewandt ist und einer im Abstand von 50 m dazu verlau-
fenden Linie. Überschreitet die tatsächliche Nutzung die Abstände nach Satz 1 
Buchstabe a) oder Satz 2 Buchstabe b), so fällt die Linie zusammen mit der hin-
teren Grenze der tatsächlichen Nutzung. 

 
(4) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die Fläche 

(Abs. 2 oder 3) vervielfacht mit 
a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss, 
b) 1,3 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen, 
c) 1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen, 
d) 1,6 bei einer Bebaubarkeit mit vier oder fünf Vollgeschossen, 
e) 1,7 bei einer Bebaubarkeit mit sechs oder mehr Vollgeschossen, 
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f) 0,5 bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung 

vergleichbarer Weise genutzt werden können (z. B. Dauerkleingärten, Freibä-
der, Friedhöfe, Sportanlagen). 

 
(5) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ergibt 

sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt: 
a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der 

Vollgeschosse. 
b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Bau-

massenzahl geteilt durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder ab-
gerundet werden. 

c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse 
die höchstzulässige Höhe geteilt durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen 
auf- oder abgerundet werden. Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte 
Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder vorhanden, ist diese zugrunde zu le-
gen; dies gilt entsprechend, wenn die zulässige Baumassenzahl oder die 
höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten werden. 

 
(6) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder für 

Grundstücke, für die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumas-
senzahl oder die Gebäudehöhe nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl der Vollgeschos-
se: 
a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen 

Vollgeschosse. Ist die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des 
Bauwerkes nicht feststellbar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe des Bau-
werkes geteilt durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abge-
rundet werden. 

b) Bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den 
Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Vollgeschos-
se. 

c) Bei Grundstücken auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich 
genutzt werden können, werden (zwei) Vollgeschosse zugrunde gelegt. 

d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze zulässig oder vor-
handen sind, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt. 

 
(7) Zur Berücksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs. 4 

festgesetzten Faktoren um 0,5 erhöht. 
 
a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- und 

Industriegebieten sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart: Einkaufszentren, 
großflächige Handelsbetriebe, Messe-, Ausstellungs-, Kongress- und Hafenge-
biet; 

b) bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungs-
plan eine Nutzung wie in den unter Buchstabe a) genannten Gebieten vorhan-
den oder zulässig ist; 

c) bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchstaben a) und b) bezeichneten 
Gebiete, die gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise (z. B. Grundstücke 
mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Krankenhaus- oder Schulgebäuden) ge-
nutzt werden, wenn diese Nutzung nach Maßgabe der Geschossflächen über-
wiegt. Liegt eine derartige Nutzung ohne Bebauung oder zusätzlich zu Bebau-
ung vor, gilt die tatsächlich so genutzte Fläche als Geschossfläche. 

 
(8) Abs. 7 gilt nicht für durch selbständige Grünanlagen erschlossene Grundstücke. 
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(9) Für Grundstücke, die von mehr als einer Erschließungsanlage der in § 2 Abs. 1 Ziffer 

1 bezeichneten Art erschlossen werden, ist die Grundstücksfläche bei Abrechnung 
jeder Erschließungsanlage nur mit 2/3 anzusetzen. 

 
 

§7 
Kostenspaltung 

 
Der Erschließungsbeitrag kann für 
1. Grunderwerb, 
2. Freilegung, 
3. Fahrbahnen, 
4. Radwege, 
5. Gehwege, 
6. unselbständige Parkflächen, 
7. unselbständige Grünanlagen, 
8. Mischflächen, 
9. Entwässerungseinrichtungen, 
10. Beleuchtungseinrichtungen gesondert und in beliebiger Reihenfolge erhoben werden. 
 
Mischflächen i. S. v. Ziffer 8 sind solche Flächen, die innerhalb der Straßenbegrenzungsli-
nien Funktionen der in den Ziffern 3 - 7 genannten Teileinrichtungen miteinander kombi-
nieren und bei der Gliederung der Erschließungsanlage ganz oder teilweise auf eine Funk-
tionstrennung verzichten. 
 
 

§8 
Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließu ngsanlagen 

 
(1) Straßen, Wege und Plätze, mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen, 

Sammelstraßen und selbständige Parkflächen sind endgültig hergestellt, wenn 
a) ihre Flächen im Eigentum der Gemeinde stehen und 
b) sie über betriebsfertige Entwässerungs- und Beleuchtungseinrichtungen 
verfügen. 

 
Die flächenmäßigen Bestandteile ergeben sich aus dem Bauprogramm. 
 
(2) Die flächenmäßigen Bestandteile der Erschließungsanlage sind endgültig hergestellt, 

wenn 
a) Fahrbahnen, Gehwege und Radwege eine Befestigung auf tragfähigem Unter-

bau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster aufweisen. Die Decke 
kann auch aus einem ähnlichen Material neuzeitlicher Bauweise bestehen; 

b) unselbständige und selbständige Parkflächen eine Befestigung auf tragfähigem 
Unterbau mit einer Decke aus Asphalt, Beton, Platten, Pflaster, Rasergitterstei-
nen aufweisen; die Decke kann auch aus einem ähnlichen Material neuzeitlicher 
Bauweisen bestehen; 

c) unselbständige Grünanlagen gärtnerisch gestaltet sind; 
d) Mischflächen in den befestigten Teilen entsprechend Buchstabe a) hergestellt 

und die unbefestigten Teile gemäß Buchstabe c) gestaltet sind. 
 
(3) Selbständige Grünanlagen sind endgültig hergestellt, wenn ihre Flächen im Eigentum 

der Gemeinde stehen und gärtnerisch gestaltet sind. 
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§ 9 

Immissionsschutzanlagen 
 
Bei Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen i. S. des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes werden Art, Umfang, Merkmale der endgültigen Her-
stellung sowie die Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwands durch Satzung 
im Einzelfall abweichend geregelt. 
 
 

§ 10 
Vorausleistungen 

 
Die Gemeinde kann für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht noch nicht oder nicht in 
vollem Umfang entstanden ist, Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Er-
schließungsbeitrages erheben. 
 
 

§ 11 
Ablösung des Erschließungsbeitrages 

 
Der Erschließungsbeitrag kann abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag bemisst sich nach 
der voraussichtlichen Höhe des nach Maßgabe dieser Satzung zu ermittelnden Erschlie-
ßungsbeitrages. 
 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sat-
zung vom 26.02.1988 einschließlich aller Nachträge außer Kraft. 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Die Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen in der Stadt Ochtrup (EBS) 
wurde 1988 auf der damaligen Mustersatzung beschlossen und zuletzt 1992 geändert. 
 
Zwischenzeitlich wurde die Mustersatzung durch die Bundesvereinigung der kommunalen 
Spitzenverbände überarbeitet und dient als Grundlage für die Neufassung der Erschlie-
ßungsbeitragssatzung der Stadt Ochtrup. Zusätzlich zur Mustersatzung wird vorgeschla-
gen, folgende Regelungen aufgenommen: 
 
1. In § 4 soll zur Klarstellung geregelt werden, dass die Zusammenfassung und Bil-

dung von Abschnitten  von Erschließungsanlagen möglich ist. 
 
Der beitragsfähige Aufwand kann 
 
a) für die einzelne Erschließungsanlage 
b) für bestimmte Abschnitte einer Erschließungsanlage oder  
c) für mehrere Erschließungsanlagen, die für die Erschließung der Grundstücke 

eine Einheit bilden, insgesamt ermittelt werden. 
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2. In § 6 Absätze 5 und 6 wurde der Vorschlag der Bundesvereinigung übernommen, 

die Baumassenzahl  von 2,80 in den heute aktuelleren Wert von 3,5 zu ändern. 
Bislang waren diese Regelungen bei den Veranlagungen in Ochtrup von keiner Be-
deutung. 

 
3. § 6 Absatz 4 (bisher § 6 B) Absatz (1) EBS) regelt die Ausnutzbarkeit , also das 

unterschiedliche Maß (Geschossigkeit ) der Nutzung der Grundstücksfläche. Hier 
haben sich Veränderungen ergeben, die auch für Ochtrup umgesetzt werden soll-
ten. In der nachfolgenden Übersicht werden die bisherigen Werte in Klammer () 
dargestellt. 
 
• bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder gewerblich genutzten 

Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist 1,0 (1,0) 
• bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,3 (1,25) 
• bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5 (1,5) 
• bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit  1,6 (1,75) 
• bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit  1,7 (2,0) 
 
Mit wenigen Ausnahmen sind die Grundstücke in Ochtrup eingeschossig bebaubar. 
Die Veränderung bei der zweigeschossigen Bebaubarkeit wird u.a. damit begrün-
det, dass ein zweigeschossig bebaubares Grundstück in der Regel über mehr als 
eine Wohnung verfügt und damit die Erschließungsanlage mehr genutzt wird als 
durch ein eingeschossig bebaubares Grundstück. Die weiteren Veränderungen bei 
mehr als viergeschossiger Bebaubarkeit sind bislang in Ochtrup von keiner Bedeu-
tung. 
 
 

4. Mehrfacherschließung (sog. Eckermäßigung) 
 
Bislang war in der EBS in § 6 D die Mehrfacherschließung, die sog. Eckermäßigung 
geregelt.  
 
Hintergrund ist, dass ein Grundstück durch mehrere gleichartige in der Baulast der 
Stadt stehende Erschließungsanlagen erschlossen sein kann (z.B. ein Eckgrund-
stück oder ein Grundstück zwischen zwei Erschließungsanlagen). 
 
Da im Erschließungsbeitragsrecht für den Vorteilsbegriff die abstrakte Betrach-
tungsweise geboten ist (dies heißt nichts anderes, als dass bei der Vorteilsbestim-
mung sowohl vorhandene Erschließungsanlagen, als auch eine bestehende Be-
bauung des Grundstücks für die Beantwortung, ob eine „neue“ Erschließungsanla-
ge einen Vorteil bringt, nicht relevant sind), ist ein solches Grundstück theoretisch 
für jede Erschließungsanlage, die das Grundstück erschließt, voll beitragspflichtig. 
 
Eine Gemeinde kann jedoch eine Ermäßigung bei einer Mehrfacherschließung 
durch ihre Satzung gewähren. 
 
Die Stadt Ochtrup hat eine solche Ermäßigung in der bisherigen EBS in § 6 D ge-
regelt. Danach wird die Grundstücksfläche bei Abrechnung jeder Erschließungsan-
lage nur mit 50 % der anzurechnenden Grundstücksfläche berechnet. Die Mehr-
facherschließung galt nicht für Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebie-
te sowie für überwiegend gewerblich oder in gleichartiger Weise genutzte Grundstü-
cke. Die Ermäßigung wurde auch nicht gewährt, wenn ein Erschließungsbeitrag nur 
für eine Erschließungsanlage erhoben wird oder wurde. 
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Diese Regelungen würden auch weiterhin analog gelten. 
 
Weiterhin wurde bislang geregelt, dass die Ermäßigung nicht für Grundstücksflä-
chen gilt, soweit sie die durchschnittliche Grundstücksfläche der übrigen erschlos-
sen Grundstücke übersteigen. 
 
Diese Regelung führte nahezu bei jeder Veranlagung zu großen Irritationen. Bedeu-
tet sie doch, dass bei durchschnittlicher Größe der übrigen Grundstücke von z.B. 
600 m² maximal hiervon 50 %, also 300 m² ermäßigt werden, auch wenn die mehr-
fach erschlossenen Grundstücke 1.000 m² und mehr groß sind. 
 
 
Eine Grenze für die Gewährung des Mehrfacherschließungsvorteils besteht auf 
Grund des Gleichheitssatzes (dieser ergibt sich aus Art. 3 Grundgesetz der Bun-
desrepublik Deutschland). Diese Grenze ist überschritten, wenn Mittelgrundstücke 
(d.h. Grundstücke ohne Mehrfacherschließungsvorteil) mit mehr als dem andert-
halbfachen Beitrag belastet werden sollen, als sie es bei nicht Gewährung von 
Mehrfachvergünstigungsvorteilen für die Eckgrundstücke würden. Sollte diese 
Grenze überschritten sein, wird eine sog. Rückverteilung (Mehrbelastung der mehr-
fach erschlossenen Grundstücke) vorgenommen. 
 
Damit zukünftig die Ermäßigung für mehrfach erschlossene Grundstücke sowohl für 
die Verwaltung als auch für die Beitragspflichtigen nachvollziehbar ist, wird vorge-
schlagen, folgende Regelung in die Satzung einzuarbeiten: 
 
„Für Grundstücke, die von mehr als einer Erschließungsanlage der in § 2 Abs. 1 Zif-
fer 1 bezeichneten Art erschlossen werden, ist die Grundstücksfläche bei Abrech-
nung jeder Erschließungsanlage nur mit 2/3 anzusetzen.“ 
 
Mit dem Bezug auf § 2 Absatz 1 Ziffer 1 werden nur die Grundstücke in allgemeinen 
oder reinen Wohngebieten ermäßigt und die Grundstücke in Kern-, Gewerbe- und 
Industriegebieten und die Grundstücke, die überwiegend gewerblich oder in gleich-
artiger Weise genutzt werden, ausgeschlossen. Die Formulierung „bei Abrechnung 
jeder Erschließungsanlage“ schließt auch aus, dass die Ermäßigung dann nicht gilt, 
wenn der Beitrag nur für eine Anlage erhoben wird oder erhoben wurde. 
 

 
Umweltrelevanz: 
Entfällt. 
 
Haushaltsrechtliche Beurteilung: 
Keine unmittelbaren haushaltsrechtlichen Auswirkungen. 
 
Generationengerechtigkeit: 
Entfällt. 
 
 
Im Auftrage: 
 
 
 
Frenkert 


